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Pflegekontrolle in Nümber 

.Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
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NOmberg, 20.04.2016 

der Presse ist zu entnehmen, dass es durch private ambulante Pflegedienste zu vielfa
chem Betrug gekommen ist. Hintergrund sind Lücken im Kontrollsystem und .Engpässe 
bei den zuständigen Kontrollorganen. Kriminelle Anbieterinnen sollen in Zusammenarbeit 
mit Angehörigen Leistungen abgerechnet haben, die gar nicht erbracht wurden. Nach 
übereinstimmenden Pressemeldungen sind so im Bundesgebiet Summen von mehreren 
Milliarden Euro "erwirtschaftet" worden. Dies betrifft eventuell auch die Stadt Nürnberg, da 
die Kommune als örtlicher Sozialhilfeträger für die Kosten der ambulanten Pflege auf
kommen muss. 

Wenn PflegebedOrftige keine Pflegeversicherung haben oder über keine finanziellen Mit
tel verfbgen, um die Pflegeleistungen zu bezahlen, muss der örtliche Sozialhilreträger, 
sprich das städtische Sozialamt, die Leistungen der Pflege begleichen. Die Kosten be
rechnen sich anhand der erbrachten Leistungen, die in der Pflegedokumentation festge
legt werden. Anhand dieser stellt der Pflegedienst dem Kostenträger die entsprechenden 
Leistungen in Rechnung. · 

Ohne einen Generalverdacht von Beschäftigten im P11egebereich aufkommen zu lassen, 
stellt sich fOr die Stadtratsfraktion Bllndnis 90/Die Grünen die Frage, wie Kontroilen in 
NOrnberg umgesetzt werden. ln Nürnberg gibt es ca. 100 Anbieterinnen von ambulanten 
Pflegediensten. · 

Aus diesem Grund stellen wir folgenden A!!tmg: 
. . 

1. Die Verwaltung berichtet, ob es angemeldete und unangemeldete StichProben-
kontrollen bei den PflegebedOrftigen gibt. . 

2. Es wird dargestellt, wie der Kostenträger sicherstellt, dass abgerechnete Leistun~ 
gen auch dem tatsächlichen Bedarf entsprechen und wie geprilft wird, dass die 
abgerechneten Leistungen auch tatsächlich erbracht worden sind. 

3. Die Zusammenarbeit mit dem Medizinischen Dienst der Krankenkassen wird er
läutert. 

Mit freundlichen Großen 

,4. ctu'ciJk. 
Andrea Friedel 
Stadträtin 
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